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Sibylle Laurischk, MdB zu Gast bei LIF Ostwürttemberg 

��� �!"�! � �#�$�����%� ����&����'�����"��
(von Katrin Teubner) 
 
Die Lebenshilfe Heidenheim, die sich um Menschen mit geistiger Behinderung und ihre Familien kümmert, ist 
durch die Auflösung des Landeswohlfahrtsverbandes (LWV) Württemberg-Hohenzollern besorgt. Künftig entschei-
det nicht mehr der LWV in Stuttgart über die notwendigen Hilfen für behinderte Menschen, sondern der Landkreis 
Heidenheim direkt. Dies bedeutet, dass der Kreistag auch über den Betreuungsetat entscheiden soll. Dies kann 
dazu führen, dass Behindertenwerkstätten je nach Landkreiszugehörigkeit unterschiedliche Etats zur Verfügung 
haben. Diese Sorge äußerten Vertreter der Lebenshilfe bei einem Besuch der Bundestagsabgeordneten Sibylle 
Laurischk, einer Delegation der FDP Heidenheim und der Liberalen Frauen Ostwürttemberg.  
 
Durch bessere medizinische Versorgung wird sich die Anzahl behinderter Menschen in Zukunft erhöhen. Auch 
werden die betreuenden Eltern immer älter und können somit ihren behinderten Kindern nicht mehr die volle Un-
terstützung (sowohl in finanzieller als auch in sozialer Betreuung und Versorgung) geben, die diese brauchen. Dies 
führt unter anderem auch zu erheblichem finanziellem Aufwand für die fürsorgenden Stellen. Ein besonderes Är-
gernis ist seit Inkrafttreten der Gesundheitsreform zum Jahresbeginn, dass es für die Menschen mit Behinderun-
gen keine grundsätzliche Befreiung von den Zuzahlungen (sog. Härtefallregelung) mehr gibt. Auch die behinderten 
Menschen, die im Wohnheim leben und nur ein kleines monatliches Taschengeld zur Verfügung haben, müssen 
Zuzahlungen zu Medikamenten und beim Arztbesuch leisten. Dies führt zu erheblichen Mehrbelastungen. Beim 
Vor-Ort-Besuch fragte der Geschäftsführer der Lebenshilfe, Herr Fichtel, ob es sinnvoll sei, einem behinderten 
Menschen einen gesetzlichen Betreuer zur Seite zu stellen, der nicht mehr vom Vormundschaftsgericht überprüft 
werden müsse. Hintergrund ist die Reform des Betreuungsrechtes, von dem sich der Gesetzgeber weniger Büro-
kratie und Kosten verspricht. Nach dieser interessanten Gesprächsrunde verabschiedeten sich die Teilnehmer mit 
dem Versprechen, in Zukunft den Kontakt weiter zu pflegen. 
 
Beim intensiven Gedankenaustausch in Zang im Gasthof „Löwen“ legte MdB Sibylle Laurischk aus Offenburg die 
neuen wichtigen Aufgaben des deutschen Bundestages dar, zu denen auch die Umsetzung der EU- Richtlinien 
zählt. Die Abgeordnete erläuterte an einem konkreten Beispiel, welche Einflussnahmen der deutsche Bundestag 
auf die europäischen Richtlinien hat - der einzige Einfluss ist hier nur noch durch den Ministerrat gegeben. In die-
sem Zusammenhang betonte sie nochmals wie wichtig es sei, dass die Liberalen aus Deutschland im Europäi-
schen Parlament vertreten sind (was seit Sommer 2004 nach 10-jähriger Abstinenz wieder der Fall ist).  
 
Große Chancen sieht Frau Laurischk in einem europaweiten Universitätsabschluss. Laurischk gehört einer Ar-
beitsgruppe an, die im Auftrag des französischen und deutschen Parlaments damit vertraut wurde, das Deutsch- 
Französische Jugendwerk wieder zu beleben. „Wenn wir Europa praktisch umsetzen wollen, wenn wir Grenzen 
überschreiten wollen, müssen wir mindestens zwei lebende Sprachen sprechen“, so Laurischk. Des Weiteren be-
tonte sie nochmals die Forderung der FDP, das deutsche Volk durch einen Volksentscheid über die neue EU-Ver-
fassung abstimmen zu lassen, da das Volk der Souverän ist. Anschließend fand ein sehr interessanter Gedanken-
austausch zwischen den Anwesenden statt, in dem betont wurde, dass die FDP die einzige Partei sei, die begriffen 
hat, dass nur wenn es den Unternehmen und dabei vor allem den mittelständischen Unternehmen gut geht, es 
auch dem ganzen Volk gut geht. 
 
 

(����)����*���������+�,������ ���������� ��-�!�.�� !��������/���"��� )���
(von Rosi Edelmann, Monika Hin, Erich Stutzer, Manfred Wörner) 
 
Bildung und Berufswahl von Frauen sind zentrale Indikatoren der gesellschaftlichen Entwicklung, der Modernisie-
rung unserer Gesellschaft. Die Stellung der Frau, das Erwerbsverhalten, die Berufswahl und die Arbeitswelt sind 
einschneidenden Veränderungen unterworfen, die für unsere Zukunft sehr bedeutsam sind. In der Verbindung Frau 
und Beruf kristallisieren sich wichtige politische Herausforderungen für die Zukunft. Vieles hat sich geändert, eini-
ges ist gleich geblieben: Es gibt heute mehr Mädchen mit Abitur als Jungen. Mädchen wählen „Frauenberufe“, 
Jungen wählen „Männerberufe“. Frauen drängen verstärkt auf den Arbeitsmarkt. Teilzeitarbeit bleibt Frauensache. 
„Geführt“ wird überwiegend von Männern. Frauen verdienen immer noch weniger als Männer. Für Frauen nach wie 
vor schwierig ist die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. (aus: Monatsheft 7/2003) 
Der ausführliche Bericht dazu finden Sie unter www.statistik-bw.de.  
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� ����!��,���������������*����������
(von Susanne Prenzlin) 
 
Die Liberalen Frauen Südbaden - Bodensee verteilen sich über ein verhältnismäßig großes Gebiet, aber nichts-
destotrotz ist es uns wieder gelungen, uns am 15. September in Offenburg zur Mitgliederversammlung zu treffen. 
Zumal das ganze Treffen in einem interessanten Rahmenprogramm eingebettet war. 
 
Der Nachmittag begann mit einem Besuch des Tagesmüttervereins Offenburg e.V. im „Buntes Haus“, einer Ein-
richtung der Ausländerinitiative Offenburg. Die Vorsitzende erläuterte uns die Arbeitsweise des Vereins, berichtete 
über Ausbildung und regelmäßige Treffen der Tagesmütter und wies auch auf ein paar Schwierigkeiten der Ta-
gesmütter, gerade im Hinblick auf Sozialversicherungen hin. 
 
Kinderlädele 
Weiter ging es dann zum „Kinderlädele“, welches auch im „Buntes Haus“ untergebracht ist. Dieses gemeinnützige 
Projekt ist auf eine Elterninitiative hin vor über 20 Jahren gegründet worden. Eltern können hier die ausrangierten 
Kleiderstücke, Spielsachen etc. ihrer Kinder abgeben und vom dem Verkaufserlös erhalten dann die Eltern 70%. 
Und können natürlich auch gleich wieder günstig ein paar Teile für ihre Kinder kaufen. Die 30%, die das „Kinderlä-
dele“ behält, werden für die Miete und sonstige Raumkosten verwendet, die Mitarbeiter arbeiten ehrenamtlich. Frau 
Wacker führte uns freundlich und kompetent durch die einzelnen Räume. 
 
Sibylle Laurischk MdB eröffnete die Mitgliederversammlung und berichtete kurz über die Aktivitäten der vergange-
nen zwei Jahre. Dem schloss sich der Bericht von Amely Bey als Kassiererin an. Die Kassenprüferinnen Patricia 
Junghans-Wasmer und Gudrun Prenzlin konnten nach erfolgter Prüfung den die Kassiererin entlasten. Anschlie-
ßend wurde der bestehende Vorstand entlastet und man schritt zur Neuwahl des Vorstandes. 
 
Neuwahlen 
Sibylle Laurischk aus Offenburg wurde als 1.Vorsitzende erneut bestätigt, ebenso Heidi Waschkowski  aus Kon-
stanz als 2.Vorsitzende, Tilla Deter  aus Emmendingen als Schriftführerin und Amely  Bey aus Konstanz als Kas-
siererin. Neu im Vorstand sind die Beisitzerinnen Patricia  Junghans-Wasmer  aus Villingen-Schwenningen, Gud-
run Prenzlin  aus Bad Krozingen und Anita Rost  aus Offenburg. 
 
Altersvorsorge für Frauen 
Der Vortrag von Frau Flechtmann, unabhängige Versicherungsberaterin, zum Thema „Altersvorsorge für Frauen“, 
Notwendigkeit und Perspektiven rundete die ganze Veranstaltung ab. Ein sehr informativer und interessanter Vor-
trag, denn gerade Frauen haben selten die idealen 45 Jahre Versicherungsbeitragszeiten. Immer wieder werden 
die Lebensläufe durch Kindererziehungszeiten, Teilzeitarbeitszeiten und Zeiten der Pflege von Angehörigen unter-
brochen. Frauen kommen nur auf durchschnittlich 17 – 18 Jahre, in denen sie Beiträge in die Rentenkasse ein-
zahlen. Hier heißt es dann Eigeninitiative zu ergreifen und die Finanzlücken durch verschiedene Geldanlagen zu 
schließen, damit man im Alter auch noch gut leben kann. Anbieten würden sich hier unter anderem Fondsgebun-
dene Lebensversicherungen, da man hierbei flexible Ausschüttungen nach Laufzeitende erwirken kann. Natürlich 
muss gerade der Vermögensaufbau individuell auf die Lebens- und Einkunftssituation der jeweiligen Frau abge-
stimmt werden und bedarf einer kompetenten Beratung, zumal ja der Bundesrat dieses Jahr das Alterseinkünfte-
gesetz verabschiedet hat und es diverse Änderung bei der Besteuerung der Renten-, Kapital- und Direktversiche-
rungen gegeben hat. 
 
 

,�����%0���������1������2�
(von Jutta Pagel) 
 
Bundestag und Bundesrat haben Anfang Juli 2004 die sog. „Hartz-Gesetze“ beschlossen. Nach dem SGB II wird 
die Finanzierung von Beratung und Betreuung nur noch als sog. „Kann-Leistung“ gewährt. Außerdem ist sie an ein 
bestehendes Beschäftigungsverhältnis gekoppelt. Frauen, die aufgrund einer Gewalterfahrung im häuslichen Be-
reich Frauen- und Kinderschutzhäuser aufsuchen, haben dadurch keinen verlässlichen Anspruch auf Hilfe. Auf 
Initiative der FDP-Frauen befasste sich der Landesparteitag der FDP im Juli mit dem Thema. Die Beratung und 
Betreuung von Frauen in Kinderschutzhäusern griff Heiderose Berroth, MdL mit ihrer parlamentarischen Initiative 
auf (LT-Drs. 13/3411). Erste Verbesserungen konnten schon erreicht werden.  
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Verwaltungsreform 

2���� ����������3%!�3%������!!����)���-� �! 3%����� �3%0&� ������

Die Landtagsfraktionen von CDU und FDP haben in die laufenden Beratungen des Verwaltungsstrukturreformge-
setzes im Sozialausschuss einen eigenen Antrag zur Frauenförderung eingebracht, der einen Rückbau der Frau-
enförderung in den Landratsämtern verhindert. Dieser Antrag stattet die im Regierungsentwurf benannte „Aufgabe 
der fachlichen und inhaltlichen Begleitung“ der Frauenförderung mit folgenden Rechten aus dem Landesgleich-
stellungsgesetz für die behördeninterne Frauenförderung aus: 

· unmittelbares Vortragsrecht bei der Behördenleitung  

· Teilnahmemöglichkeit an Vorstellungs- und Auswahlgesprächen  

· Beteiligung bei der Planung und Gestaltung von Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen  

· Initiativrecht zur gezielten beruflichen Förderung von Frauen  

„Die Verwaltungsreform hat keinen Rückbau der Frauenförderung zum Ziel. Durch die Aufnahme des Rechtekata-
logs haben die Fraktionen der CDU und FDP dies sichergestellt“, erklärte der Vorsitzende der CDU-Landtagsfrak-
tion, Günther H. Oettinger. Dies mache deutlich, dass den Regierungsfraktionen die Interessen der durch die Ver-
waltungsreform betroffenen Beschäftigten ein besonders wichtiges Anliegen seien. 

„Durch unsere Initiative sichern wir eine Gleichbehandlung der künftig kommunalen Beschäftigten mit den weiterhin 
im Landesdienst verbleibenden Mitarbeiterinnen aus dem höheren Dienst ohne damit die Effizientrendite zu ge-
fährden“ erklärte Heiderose Berroth. Die frauenpolitische Sprecherin der FDP-Landtagsfraktion: „Unser gemeinsa-
mer Antrag vermeidet die befürchtete Schieflage“. 

Im Zuge der Verwaltungsreform werden mit der Eingliederung der unteren Sonderbehörden in die Landratsämter 
rund 13.000 Stellen vom Landesdienst in den kommunalen Dienst verlagert. Damit verlassen die betroffenen Be-
schäftigten den Geltungsbereich des Landesgleichberechtigungsgesetzes, in dem Maßgaben und Instrumente für 
die gezielte berufliche Förderung von Frauen im Landesdienst geregelt sind. 

„Gerade in den durch die Verwaltungsreform gestärkten Landratsämtern brauchen wir eine funktionsfähige Frau-
enförderung, wenn zum Beispiel Führungspositionen neu zu besetzen sind“, führt Dr. Inge Gräßle, Vorsitzende, der 
Arbeitsgruppe Frauenpolitik der CDU-Landtagsfraktion, aus. Die im Regierungsentwurf zum Verwaltungsreformge-
setz neu aufgenommene Festschreibung der Frauenförderung als Aufgabe auch für Gemeinden und Landkreise 
sei der erste Schritt in die richtige Richtung, jedoch in der Präzisierung nicht ausreichend gewesen. Erst durch die 
Aufnahme der expliziten Mitwirkungsrechte werde die notwendige Durchsetzungskraft in der Praxis erreicht. „Damit 
haben wir eine Schlechterstellung der weiblichen Beschäftigten wirksam vermieden und gleichzeitig die Akzeptanz 
für die Verwaltungsreform gesteigert.“ 

 
 

/�! � ��&���,������ ��4����3%�������������
(von Hilke Masche) 
 
Als Mitglied des Rechtsausschusses bearbeitet Sibylle Laurischk, MdB auch frauenpolitisch bedeutsame Themen. 
Die Offenburger Abgeordnete bringt ihre Erfahrung als Anwältin mit familienrechtlichem Schwerpunkt in die aktu-
ellen Gesetzesberatungen zum Betreuungsrecht  ein. Sie wendet sich gegen die gesetzliche, also automatische 
Vertretung des betreuungsbedürftig gewordenen Menschen durch seinen Ehegatten, da im Rahmen seiner Selbst-
bestimmung jeder Ehegatte eine Bevollmächtigung seines Partners aussprechen kann und eine staatliche Bevor-
mundung keine überzeugende Lösung sein kann.  
 
In einer Anfrage an die Bundesregierung hat Sibylle Laurischk die Finanzierung von Frauenhäusern  thematisiert 
und dabei feststellen müssen, dass auch die Bundesregierung diese Schutzräume für Frauen und Kinder vor fami-
liärer Gewalt für gefährdet hält. Eine dauerhafte Lösung zur Sicherung der Frauenhäuser ist nicht in Sicht, so dass 
immer vor Ort um den Bestand gebangt und gekämpft werden muss. 



 
 

10 

��������	�
����
� ������������������������� � �������� ���
�
 

 
Sibylle Laurischk begrüßt das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Namensrecht,  wonach Ehegatten nach 
der Scheidung den Namen ihres früheren Partners nicht nur behalten, sondern auch einem neuen Ehegatten als 
nun neuen Ehenamen geben dürfen. Der Ehename ist kein Leihname, wie das Bundesverfassungsgericht unter 
Gleichstellungsgesichtpunkten feststellte, da in den überwiegenden Fällen die Frauen bei der Eheschließung auf 
ihren Namen verzichten, um den Namen ihres Mannes anzunehmen. Die Abgeordnete hatte eine kleine Anfrage 
an die Bundesregierung gestellt, genauso wie eine Anfrage gemeinsam mit Birgit Homburger zur Situation 
deutsch-ausländischer Ehepaare .  
 
Im Unterhaltsrecht wird die von ihr initiierte Große Anfrage an die Bundesregierung die überfällige Reform des 
Unterhaltsrechts  anstoßen, ein bundesweit nicht nur in Fachkreisen bekannter und für notwendig gehaltener An-
stoß, der zu mehr Transparenz und Vorhersehbarkeit in allen Unterhaltsfragen führen soll. Gerade die jüngst be-
kannt gewordenen wieder gestiegenen Zahlen der Ehescheidungen lässt eine Vereinfachung und auch zeitliche 
Begrenzung von Unterhaltsleistungen besonders dringlich erscheinen.  
Ein weiteres Anliegen von Sibylle Laurischk ist die Einführung eines Auskunftsrechts der Ehegatten , um gerade 
dem nicht erwerbstätigen Ehegatten, meist den Frauen, jedenfalls eine Einschätzung zu ermöglichen, in welchen 
finanziellen Verhältnissen sich die Ehe eigentlich befindet und über welchen finanziellen Spielraum sie verfügt. 
Mehr zu der parlamentarischen Arbeit von Sibylle Laurischk finden Sie auf deren Internetseite www.laurischk.de  
 
 

��&������"�����)����!!5�1�����6��""�
(von Hilke Masche) 
 
Anlässlich eines Parlamentarischen Abends auf Einladung des Müttergenesungswerks/Elly Heuss-Knapp-Stiftung, 
an dem Sibylle Laurischk als einzige Vertreterin der FDP teilnahm, wurde sie auf die aktuelle Problematik des 
Müttergenesungswerks aufmerksam. Obwohl die derzeitige Bundesregierung seit dem 11. SGB V- Änderungsge-
setz 2000 eine Qualitätsverbesserung, die mit einem Mehraufwand von 5 Mio Euro beziffert worden war, in Aus-
sicht gestellt hatte, haben die Krankenkassen durch zögerliche Bewilligung 36 Mio Euro seitdem bei den Mütter-
Kind-Kuren gespart. Dadurch kommt das Müttergenesungswerk als Träger der Mütter-Kind-Kuren in immer stär-
kere finanzielle Engpässe. Hier wird die Bundesregierung ihrer Aufsichtspflicht gegenüber den Krankenkassen 
nicht gerecht, und man kann sich nicht des Eindrucks erwehren, dass weder das Familien- noch das Gesund-
heitsministerium begriffen hätten, welch unschätzbaren Wert diese Kuren für die oft sehr erschöpften Mütter mit 
schwierigen familiären Aufgaben, oft auch traumatisierten Frauen, haben. 
 
Bei ihren Besuchen im Sommer in einem Heim der Caritas in Feldberg und bei St. Anna in Bad Griesbach konnte 
sich Sibylle Laurischk vom Denkansatz von Elly Heuss-Knapp mit ihrem Anspruch, Frauen Hilfe zur Selbsthilfe zu 
bieten, überzeugen. Sie  wird alles daran setzen, dass diese Einrichtungen, die in strukturschwachen Gebieten zu 
einem wirtschaftlichen Faktor geworden sind, nicht durch die Krankenkassen ausgebremst werden. Die Frauen 
Baden-Württembergs tragen eine besondere Verpflichtung für das Erbe von Elly-Heuss-Knapp. 
 

� ����!��,�����������-����7�
 

       
 

 
Im September 2004 traf sich der Vorstand der Libe-
ralen Frauen Baden-Württemberg zu einer Klausur-
tagung in Konstanz. Dabei wurde u. a. die Mitglieder-
versammlung am 20. November 2004 in Starzach 
vorbereitet. Im Mittelpunkt steht dabei, die Entwick-
lung eines eigenen Leitbildes „Liberale Frauen – wo-
hin?“ 
In Planung ist bereits der nächste Frauenfachtag 
zum Arbeitsrecht, der am 5. März 2005 in Stuttgart 
stattfindet. 
V.l.n.r.: Ellen Winkler-Oberman, Gabriele Zoller, Heidi 
Waschkowski, Rita Fromm, Sibylle Laurischk, Hilde-
gard Weber-Bleyle. (Text / Foto: Jutta Pagel). 
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4����3%!����*�%� ���!��+�
(von Susanne Winkler) 
 
„Wo ist meine Heimat?“ „Kde domov muj“. Den Titel der Nationalhymne des neuen EU-Landes Tschechiens haben 
insbesondere die Anhänger des runden Leders noch deutlich im Ohr. Erinnert man sich an die einzelnen Mann-
schaftsaufstellungen, so wird sich diese Frage so mancher Spieler beim Erklingen der jeweiligen Nationalhymne 
gestellt haben. 
 
Sir Peter Ustinov - seines Zeichens Weltbürger- erwiderte einmal zu diesem Fragenkomplex sehr treffend 

„Die einzige Heimat, die zählt, ist das zivilisierte Benehmen“ 

 
Zivilisiertes Benehmen... wo finden wir es in der Heimat? 

Zivilisiertes Benehmen ist abhängig von Vorbildern!  

Von Menschen die auf Grund von Erziehung eine Bildung genossen haben, die sie charakterlich befähigt „vorbildli-
ches“ Verhalten wie auch das damit verbundene Wissen weiterzugeben. Ethische wie auch moralische Inhalte 
spielen dabei eine ebenso relevante Rolle wie die Wertschätzung gegenüber der Natur und Tierwelt. 
Je zivilisierter die staatlich Verantwortlichen, desto zivilisierter auch die Bürger, umso zivilisierter – gebildeter- der 
Rechtstaat im Allgemeinen. 
Bürger, die zur Mündigkeit und Selbständigkeit, zur Verantwortlichkeit sich selbst, wie auch den anderen gegen-
über gebildet werden, gestalten die Zukunft des Landes nachhaltig! 
Im Umkehrschluss bedeutet fehlende Bildung: Verwahrlosung, Kriminalität, Verarmung und Gleichgültigkeit, eine 
Gleichgültigkeit dem Jetzt, jedoch noch schlimmer, der Zukunft gegenüber! Der Bruch einer Gesellschaft und der 
soziale Abstieg sind vorgezeichnet. 
 
In demokratischen Parteien gehören soziale Verantwortung, Mündigkeit, Eigenverantwortung und Ethik zum Fun-
dament des pluralistischen Denkens. Dies gilt es heute mehr denn je wieder hervorzuheben und auch umzusetzen!  
Hervorzuheben durch Bildung! Aussagen wie  z. Bsp. von Guido Westerwelle (Stgt. Ztg 29.01.01) „Das Thema 
Bildung gehört auf Platz 1 der FDP“ haben Hoffnungscharakter.  

 
Was hat sich gezeitigt? 
Pisa ist an Deutschland vorbeigeschrammt, die Wunden sind abgeheilt, die Hämatome verblasst und man ruht 
wieder in sich selbst!  
Denn das urplötzliche „neue“ Wissen, dass Kinder unsere Zukunft sind, - mit allem was die Thematik beinhaltet  
und das sich bekanntlich Land auf, Land ab, wahlstrategisch auch immer wieder gut vermarkten lässt, wird,– spä-
testens – nach Abgabe des Stimmzettels in der Wahlurne versenkt.  
Und... man ruht weiter!  

 

Wann wird dieser Dornröschenschlaf beendet sein? 

Bruno Bettelheim schrieb einmal „Kinder brauchen Märchen“ Was brauchen die erwachsenen Bürger? Klarheit wie 
auch Orientierung! Die daraus – hoffentlich- entsehende Überzeugung für eine Sache, lässt die Vorbilder wachsen, 
die ihre schön gepriesenen Worte wieder ernst nehmen und sie sich auf die, doch etwas  verblichenen Farben der 
eigenen Fahnen schreiben. 

Zivilisiertes Benehmen durch Bildung... wo beginnt Bildung? In Deutschland ganz gezielt, immerhin bereits schon 
an den Elite-Universitäten!  

Ganz provokativ gesprochen „ leere Fläschchen“ an die Elite- Universität“????  
Mit Sicherheit nicht! Die „Fläschchen“ müssen gefüllt werden und dies bereits in den ersten sechs Jahren, insbe-
sondere im Elementarbereich!  
 
Zweifler finden Hilfe, sofern sie einen Blick in Prof. Spitzers verständlich geschriebene Literatur „ Lernen“ - Ge-
hirnforschung und die Schule des Lebens - werfen. 
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Aus diesem Grunde muss der Elementarbereich auch in Deutschland endlich zur Bildungsinstitution werden bzw. 
als solcher anerkannt sein! 
 
Neugierde ist ein natürliches Bedürfnis des Menschen und ein wichtiger Grundbaustein für die Bildung. Diese Neu-
gierde gilt es wach zu halten und mit weiteren interessanten Bausteinen zu versorgen.... doch was wird daraus 
gemacht, bzw. wie sieht der status quo aus?  
Kinder im Elementarbereich kommen in Deutschland nicht in Bildungsinstitutionen, sondern werden „betreut“; bei 
bis zu 28 Kindern mit „so genannter“ Betreuung (von Qualifizierung kann man leider in den meisten Fällen in An-
betracht des internationalen Vergleichs nicht mehr sprechen) lässt sich, wahrlich, „vorbildlich“ bilden!  

Gliedert man nun auch noch 2-Jährige auf Grund von fehlenden Kita - Plätzen in den Elementarbereich ein, und 
spricht davon „ein Licht am Ende des Tunnels“ zu sehen, sollte man sich nochmals intensiver in Entwicklungspsy-
chologie und Pädagogik einlesen. 
Denn, im neuen Europa wird Bildung zukünftig zum Standortfaktor! 

In Berlin beschäftigt man sich immer noch sehr ernsthaft (Aussage Birgit Homburger/ Wahlkampfveranstaltung in 
Sindelfingen mit Koch–Merin zur EU – Wahl im Frühjahr 2004) mit dem Grad der Gurkenkrümmung. Ein wahrlich 
wichtiger als auch existenzieller Diskussionsgegenstand, der die Gemüter immer noch heftigst bewegt! 
 
Sollte es nicht endlich an der Zeit sein, sich dem Thema „Bildung“ in gleicher Art und Weise zu widmen? 
Die Zeit für Gurken war reif. 
Die Zeit für Bildung ist überreif, will man auch zukünftig international bestehen!  

Bleiben letztendlich – zum Leidwesen aller- nur noch zwei Fragen offen: 
„Zivilisiertes Benehmen durch Bildung“ auf Halde? Oder anders gefragt... 
...Mensch, hier und heute, wo ist deine Heimat??  
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(von Gisela Geckler) 
 
In den Badischen Neuesten Nachrichten war am 7.8.2004 zu lesen: Frauen denken anders. Das liegt offenbar 
auch daran, dass sie viel mehr Windungen und Furchungen im Gehirn haben als Männer. Das ergab eine 3-D-
Untersuchung der Gehirne von 30 Männern und Frauen an der Universität Frankfurt am Main. Mittels 
Magnetresonanztomografie wurden in den rechten Gehirnhälften der Frauen viel mehr Windungen festgestellt. Wie 
die Forscher im Fachmagazin „Nature Neurosciense“ berichten, führt eine komplexere Gehirnoberfläche zu einer 
größeren Leistungsfähigkeit des Organs, da die Hirnzellen sich besser verschalten können. Frauen gleichen so 
offenbar den Nachteil aus, dass sie ein durchschnittlich kleineres Gehirn haben als Männer. Frühere Forschungen 
hatten zudem gezeigt, dass auch die Nervenzellen in weiblichen Gehirnen enger zusammen liegen und Frauen 
mehr graue Hirnsubstanz aufweisen. Dies erhöht nach Erkenntnissen der Wissenschaftler ebenfalls die 
Leistungsfähigkeit des Organs. 
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Wir würden uns sehr über Ihre Zuschriften und Beiträge für unser Rundschreiben LIBERA Baden-Württemberg 
freuen. Was finden Sie erwähnenswert? Welche Themen sind Ihnen wichtig? Hat Ihnen ein Buch besonders 
gefallen? Oder haben Sie uns einen Tipp für eine Veranstaltung in Ihrer Region? Oder kennen Sie starke liberale 
Frauen, die wir in einer der nächsten Ausgaben unbedingt vorstellen sollten? 
Redaktionsschluss für die 4. Ausgabe: 15. Dezember 2004 
 
 


